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6.1 � Mitglieder-Potenzial

Mitglieder-/Anhänger-Potenzial extremistischer Organisationen  

mit Auslandsbezug Bundesrepublik Deutschland156

2023

Türkische Rechtsextremisten157 12.500

PKK 15.000

Türkische Linksextremisten158 2.500

Summe 30.000

Mitglieder-/Anhänger-Potenzial extremistischer Organisationen  

mit Auslandsbezug Niedersachsen

2023 2024

Türkische Rechtsextremisten159 700 700

PKK 1.600 1.600

Türkische Linksextremisten160 200 180

Säkulare extremistische Pro-Palästinenser - ohne An-

gabe

Summe 2.500 2.480

6.2 � Einführung

Unter der Bezeichnung „Extremismus mit Auslandsbezug“ werden 

in Niedersachsen alle Erscheinungsformen des Extremismus 

zusammengefasst, die einen starken Bezug zum Ausland aufweisen, 

ohne im Zusammenhang mit religiösen Ideologien zu stehen. Der 

156	Die Zahlen des Mitglieder-Potenzials für die Bundesrepublik Deutschland für das Berichts-
jahr lagen bei Redaktionsschluss noch nicht vor. Daher werden nur die Zahlen des Vor-
jahres genannt.

157	 Die ausgewiesenen Zahlen beziehen sich seit 2021 nur auf türkische Rechts- bzw. Links-
extremisten. Sie weichen daher von den Zahlen der Vorjahre ab.

158	Siehe Fußnote 156.

159	 Siehe Fußnote 156.

160	Siehe Fußnote 156. 
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Extremismus mit Auslandsbezug ist geprägt von einer Vielzahl von 

Gruppierungen unterschiedlicher Organisationsstruktur und Größe. 

Die Zielsetzung dieser Gruppen liegt überwiegend in der Durch-

setzung linksextremistischer, separatistischer oder nationalistischer 

bzw. rassistischer Vorstellungen, die regelmäßig auf radikale Ver-

änderungen der politischen Verhältnisse in den Heimatregionen 

abzielen – dort oft auch durch den Einsatz von Gewalt und 

Terrorismus. Damit verstoßen die von Deutschland aus agierenden 

Strukturen extremistischer Auslandsorganisationen gegen den 

Gedanken der Völkerverständigung. Die Situation im Herkunfts-

land und dortige aktuelle Entwicklungen erweisen sich regelmäßig 

sowohl als richtungsweisend für die Intensität des Aktionismus als 

auch für den Grad des Militanzniveaus in Deutschland. 

Die Zusammensetzung dieser Organisationen ist häufig uneinheit-

lich und umfasst ausländische sowie deutsche Staatsangehörige 

mit oder ohne Migrationshintergrund. Extremistische türkische 

und kurdische Gruppierungen sowie extremistische säkulare pro-

palästinensische Gruppierungen bildeten 2024 in Niedersachsen 

den Schwerpunkt der Beobachtung.

Die in Deutschland agierenden Gruppierungen werden i. d. R. 

durch extremistische Ideologien und damit verbundene politisch-

strategische Vorgaben aus dem Heimatland gesteuert. Deutsch-

land dient dabei in erster Linie als sicherer Rückzugsraum, in dem 

Geld gesammelt, rekrutiert, mobilisiert und propagiert werden 

kann und von dem aus gewaltsame Aktionen im Bezugsland vor-

bereitet werden können. Hierdurch gefährden die Gruppierungen 

die auswärtigen Belange der Bundesrepublik Deutschland. In 

Abhängigkeit der Entwicklung im Heimatland ist gelegentlich auch 

mit gewalttätigen Aktionen in Deutschland sowie mit einem gewalt-

samen Aufeinandertreffen verfeindeter extremistischer Lager zu 

rechnen. Durch Straftaten bei Versammlungen und durch Angriffe 

auf Einrichtungen des bekämpften (Heimat-)Staates ist auch die 

Innere Sicherheit Deutschlands gefährdet. Die Propaganda für 

die jeweilige politische Vorstellung und Mobilisierungsaktionen, 

etwa für Demonstrationen, gehen Hand in Hand und werden 

überwiegend über das Internet verbreitet. Soziale Netzwerke und 

Messenger-Dienste dienen darüber hinaus der Gewinnung neuer 

Sympathisierender und Mitglieder.
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6.3 � Aktuelle Entwicklungen 
im Extremismus  
mit Auslandsbezug

Einen neuen Schwerpunkt der Beobachtung des Extremismus mit 

Auslandsbezug in Niedersachsen bildeten 2024 extremistische 

säkulare propaläst inensische Gruppierungen. Seit dem 

terroristischen Überfall der HAMAS auf Israel am 07.10.2023 ist 

auch in niedersächsischen Städten eine intensive Veranstaltungs-

dynamik festzustellen. Zunächst überwogen proisraelische Kund-

gebungen, doch rasch nahmen propalästinensische Versammlungen 

zu und dominierten schließlich das Geschehen. Während die Ver-

sammlungen Ende 2023 insgesamt deutlich abflauten, stieg deren 

Zahl ab Anfang 2024, insbesondere an den Wochenenden, erneut 

an. In 2024 wurden mehr als 400 Versammlungen vorwiegend in 

Braunschweig, Göttingen, Hannover, Hildesheim, Lüneburg, Olden-

burg, Osnabrück, Salzgitter und Wolfsburg registriert. Der Fokus der 

Versammlungen verlagerte sich zunehmend von dem Terrorangriff 

der HAMAS am 07.10.2023 hin zu den aktuellen Entwicklungen im 

Gazastreifen und zu den Kriegshandlungen im Libanon. Zum Jahres-

tag des Angriffs wurden erwartungsgemäß wieder zahlreiche, auch 

proisraelische, Demonstrationen erfasst. 

Der 07.10.2023 und die daraus resultierenden Entwicklungen 

im Nahen Osten haben in Deutschland und auch in Nieder-

sachsen zur Neugründung und/oder Wiederbelebung einiger 

propalästinensischer Gruppierungen geführt, die dem säkularen 

Spektrum zuzurechnen sind. Dabei stammen die Teilnehmenden 

dieser Kundgebungen überwiegend aus migrantisch geprägten 

Gesellschaftsteilen. Es ist aber auch zu beobachten, dass sich 

darüber hinaus Personen mit nicht extremistischen pazifistischen, 

antimilitaristischen und linken politischen Einstellungen am Protest-

geschehen beteiligen. Das Personenpotenzial ist also äußerst 

heterogen; präzise Schätzungen oder eindeutige Zuordnungen sind 

mitunter schwierig, da es sich um „Mitgliedschaften durch Mit-

machen“ handelt und oft die gleichen Personen aus Solidarität an 

mehreren Veranstaltungen teilnehmen. So kommt es auch zu Über-

schneidungen mit dem türkisch-linksextremistischen Spektrum, 
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deren Anhänger sich teils in propalästinensischen Gruppierungen 

organisieren. 

Einen weiteren Schwerpunkt der Beobachtung des Nieder-

sächsischen Verfassungsschutzes bildete 2024 nach wie vor die 

„Arbeiterpartei Kurdistans“ (PKK). Im Frühjahr verübten PKK-

Anhänger im Zuge des Newroz-Festes161 einen Anschlag auf das 

Türkische Generalkonsulat in Hannover und beschädigten das 

Gebäude mit Steinen und Eisenstangen. 2024 war auch das Jahr, 

in dem es erstmals seit 2021 ein Lebenszeichen des in der Türkei 

lebenslang inhaftierten PKK-Führers Abdullah Öcalan gab. Der 

Besuch des Cousins Ömer Öcalan, Mitglied der „Partei für Gleich-

berechtigung und Demokratie“ (DEM-Partei), auf der Insel Imrali, 

bei dem er Öcalan offensichtlich bei guter Gesundheit vorfand, 

fiel in eine Zeit der innenpolitischen Debatte über einen mög-

lichen Waffenstillstand mit der PKK bei Niederlegung der Waffen. 

Diese wenn auch noch so vage Friedenshoffnung wurde jedoch 

am 23.10.2024 – dem Tag des Besuches bei Öcalan – durch einen 

Anschlag der PKK auf das staatliche Rüstungsunternehmen TUSAS 

in Ankara mit fünf Toten zunichtegemacht. Gegen die daraufhin 

gestarteten Luftangriffe auf PKK-Stellungen im Südosten der Türkei 

und in Nordsyrien gab es auch in Niedersachsen zahlreiche Proteste 

der PKK-Anhängerschaft. 

Die türkische rechtsextremistische Ülkücü (Idealisten)-Bewegung 

tritt als sogenannte unorganisierte freie Szene in den sozialen 

Medien mit einer nationalistischen und rassistischen Ideologie auf. 

Sie bildet regelmäßig einen absoluten Gegenpol zu den von Ülkücü 

als separatistisch empfundenen ethnischen Minderheiten in der 

Türkei und auch in Deutschland – wie die der Kurden. Die Ülkücü-

Szene hat mit drei deutschlandweit agierenden Dachverbänden 

und ihren angeschlossenen regionalen Vereinsstrukturen ein aus-

gesprochen großes Anhängerpotenzial.

Auch in Deutschland stehen sich die gegensätzlichen türkischen 

und kurdischen Gruppierungen mit ihren widerstreitenden Ideo-

logien gegenüber. So führte die Newroz-Feier in Brüssel im Frühjahr 

161	 „Newroz“ oder „Neuer Tag“ ist sowohl das kurdische Neujahr als auch der Beginn der 
Frühlingssaison und der Wiederbelebung der Natur. 
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2024 zu massiven Eskalationen zwischen der PKK-Anhängerschaft 

und Personen, die der türkisch nationalistischen Ülkücü-Bewegung 

zuzurechnen sind. Auswirkungen waren noch tagelang in den 

sozialen Medien, in den Szenen der Beobachtungsobjekte aber auch 

im öffentlichkeitswirksamen Aktionismus zu spüren. 

Auch linksextremistische türkische Gruppierungen werden 

vom Niedersächsischen Verfassungsschutz beobachtet. Die 

„Revolutionäre Volksbefreiungspartei-Front“ (DHKP-C) kämpft 

für die proletarische Revolution und die Umwandlung des 

türkischen Staates in eine marxistisch-leninistische Diktatur. Bei 

Attentaten, die seit Gründung der DHKP-C im Jahr 1994 von ihr 

begangen wurden, kamen nach Angaben türkischer Stellen über 

200 Menschen ums Leben. In Deutschland wurde die DHKP-C 

1998 verboten, seit 2002 wird sie von der Europäischen Union 

als terroristische Vereinigung gelistet. Trotz des Verbots agiert 

die DHKP-C bis heute in Deutschland und nutzt die Popularität 

der Musikgruppe „Grup Yorum“, um ihre Anhängerinnen und 

Anhänger zu mobilisieren und ideologisch im Sinne der DHKP-C 

zu indoktrinieren.

Ebenfalls in Deutschland aktiv sind die türkische „Marxistisch-

Leninistische Kommunistische Par tei“ (MLKP) sowie die 

„Kommunistische Partei der Türkei/Marxisten-Leninisten“ (TKP/

ML). Beide Organisationen bekennen sich zum revolutionären 

Marxismus-Leninismus und fordern die Zerschlagung des türkischen 

Staatswesens. 

In Niedersachsen, wie auch im weiteren Bundesgebiet, ist ein 

stärkeres Auftreten der jeweiligen Jugendorganisationen der links-

extremistischen türkischen Gruppierungen zu beobachten. Ziel ist 

es, eine Anschlussfähigkeit an deutsche linke und migrantische 

Gruppen zu verfestigen, um die eigenen Anliegen einer breiteren 

Öffentlichkeit bekannt zu machen. Dies geschieht über Themen wie 

Klimaschutz, Migration, die Rechte von Minderheiten und seit 2024 

auch über den Nahost-Konflikt. Bei Demonstrationen im Kontext der 

Kriegshandlungen in Israel, im Gazastreifen und im Libanon waren 

auch Teilnehmende aus dem türkisch-linksextremistischen Spektrum 

dabei.
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Ausblick

Agitation und Militanzniveau im auslandsbezogenen Extremis-

mus hängt überwiegend von den strategischen Richtlinien der 

Organisationen und der politischen Entwicklung in den jeweiligen 

Heimatländern ab. 

Das Versammlungsgeschehen rund um den Nahost-Konflikt hat 

durch den Sturz des Assad-Regimes Ende 2024 noch einmal eine 

neue Dynamik bekommen. Auch die Entwicklungen in Israel, im 

Gazastreifen, im Libanon und im Iran werden weiterhin mit aus-

schlaggebend sein für mögliche Proteste oder auch eskalierende 

Auseinandersetzungen der verschiedenen Lager. Für die Sicherheits-

lage in Niedersachsen bedeutet die Entwicklung, dass das Risiko für 

emotionalisierte, spontane und teils gewalttätige Demonstrationen 

in größeren Städten weiterhin hoch ist. Es ist zu erwarten, dass trotz 

des Erreichens erklärter Kriegsziele Israels (Ausschalten der HAMAS-

Führung und Schwächung der Terrororganisation, Schwächung der 

„Hizb Allah“) die Militärschläge im Gazastreifen und im Libanon 

mittelfristig fortgesetzt werden. Damit haben die Kriegshandlungen 

weiterhin das Potenzial, auch hier Personen zu mobilisieren, die 

nicht nur ihre Solidarität mit den Kriegsopfern zeigen möchten, 

sondern die auch aktiv kämpferisch gegen die Existenz Israels vor-

zugehen bereit sind. 

Politische Ereignisse in der Türkei führen weiterhin regelmäßig 

dazu, dass Deutschland spontan und nachhaltig zum Austragungs-

ort massiven Demonstrationsgeschehens, spontaner gewaltsamer 

Auseinandersetzungen und von Straftaten wie Blockadeaktionen, 

Besetzungen, Brandstiftungen oder Sachbeschädigungen werden 

kann. Allen voran zeigt die PKK trotz ihrer propagierten grundsätz-

lich friedlichen Linie und ihres Gewaltverzichts innerhalb Europas, 

dass sie nach wie vor in der Lage ist, ihre Anhängerschaft spontan 

zu mobilisieren und zu emotionalisieren. Nach dem Sturz des Assad-

Regimes wird es in Nordsyrien, wo die Kurden einen Teil des Landes 

autonom verwalten, weiteres Konfliktpotenzial mit der Türkei 

geben. In ihrer Absicht, kurdische Autonomiebestrebungen zu 

unterbinden, wird die Türkei weiterhin auf PKK-Stellungen im Süden 

der Türkei, aber auch in Nordsyrien zielen. Demonstrationen gegen 

dieses Vorgehen und Solidaritätsbekundungen mit den Kurden sind 
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in Niedersachsen vor allem in Städten mit einer großen kurdischen 

Bevölkerung, wie Hannover und Osnabrück wahrscheinlich. 

6.4 � Arbeiterpartei Kurdistans (PKK)

Weitere  

Bezeichnungen

„Freiheits- und Demokratiekongress Kurdistans“ (KADEK)/ 

„Volkskongress Kurdistans“ (KONGRA GEL)/„Gemeinschaft der 

Kommunen in Kurdistan“ (KKK)/„Vereinigte Gemeinschaften Kur-

distans“ (KCK)

Sitz/Verbreitung Nord-Irak, Türkei, Syrien 

Gründung/Bestehen 

seit

1978 in der Türkei

Leitung Abdullah Öcalan

Mitglieder/Anhänger Niedersachsen: 1.600 

Publikationen Yeni Özgür Politika (Neue Freiheit Politik) (werktäglich)

Serxwebun (Unabhängigkeit) (monatlich)

Sterka Ciwan (Stern der Jugend)

Sender u. a. Med Nûçe TV

Kurzportrait/Ziele 1984 rief Abdullah Öcalan, Gründer und unumstrittene Führungs-

figur der „Arbeiterpartei Kurdistans“ (PKK), zum bewaffneten 

Kampf gegen den türkischen Staat auf und gründete eine Guerilla, 

um die Vision eines unabhängigen Kurdenstaates gewaltsam um-

zusetzen. Seit dem Jahr 2000 nennt sich dieser militärische Arm 

der PKK nach vielen Umbenennungen „Volksverteidigungskräfte“ 

(HPG). 

Mit Hilfe ihrer Guerillaverbände agiert die PKK in der Türkei, im 

Norden Syriens und in der nordirakischen Grenzregion. Durch die 

Konfrontation zwischen der türkischen Armee und der PKK ist 

in mehr als 40 Jahren eine Spirale von Gewalt und Gegengewalt 

entstanden, die in den kurdischen Siedlungsgebieten im Osten und 

Südosten der Türkei zeitweise zu bürgerkriegsähnlichen Zuständen 

führte. Erst nach der Verhaftung Öcalans am 15.02.1999 verab-

schiedete sich die PKK in offiziellen Verlautbarungen von
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der Errichtung eines eigenständigen Kurdenstaates mit Hilfe des 

bewaffneten Kampfes. Den gewaltsamen Kampf erklärte Öcalan 

im August 1999 offiziell für beendet. Dennoch behielt sich die PKK 

vor, jederzeit wieder auf gewaltsame Mittel zurückzugreifen.

In frühen Jahren setzte die PKK aber nicht nur in der direkten 

Konfrontation mit dem türkischen Staat auf Gewalt, sondern 

auch bei Protesten gegen die türkische Politik in Deutschland und 

Europa. Dem begegnete das Bundesministerium des Innern (BMI) 

mit Verfügung vom 22.11.1993 mit einem vereinsrechtlichen Be-

tätigungsverbot für die PKK im Geltungsbereich des Vereinsgeset-

zes. Nach einem Beschluss des Rates der Europäischen Union vom 

02.05.2002 wurde die PKK in die Liste terroristischer Organisatio-

nen („EU-Terrorliste“) aufgenommen.

Mittlerweile nutzt die PKK Deutschland überwiegend als Rückzugs-

raum und verzichtet weitgehend auf den Einsatz von Gewalt auf 

deutschem Boden.

Seitdem die PKK 1999 plakativ von ihrer ursprünglichen politischen 

Zielsetzung eines souveränen kurdischen Staates abrückte, vertritt 

sie eine kurdisch-nationalistische Ideologie und strebt offiziell eine 

politische und kulturelle Autonomie für die Kurden in der Türkei 

an. Sie propagiert die Etablierung einer nicht staatlichen und län-

derübergreifenden demokratischen Selbstverwaltung der Kurden 

unter Beachtung existierender Grenzen auf türkischem, teilweise 

auch auf iranischem, irakischem und syrischem Gebiet. Das Aus-

rufen der „Demokratischen Autonomie” in den drei syrisch-kur-

dischen Kantonen Afrin, Cizre und Kobane im Jahr 2014 unter 

Federführung ihrer syrischen Schwesterorganisation „Partei der 

Demokratischen Union“ (PYD) war für die PKK ein wichtiger Schritt 

auf dem Weg zu dem von ihr angestrebten, nationale Grenzen 

überschreitenden „Kurdistan“.

Finanzierung Die Beschaffung von finanziellen Mitteln, vorwiegend durch Spen-

den, ist nach wie vor eine der Hauptaktivitäten der PKK in Deutsch-

land. Der Propagandaapparat, wie z. B. Fernsehsender, digitale 

Medien und Publikationen muss ebenso finanziert werden wie die 

politischen Kampagnen, die Unterorganisationen und die Guerilla-

Armee. Hierzu dient vor allem die jährlich stattfindende sogenann-

te Spendenkampagne. Im Jahr 2023 lag der Ertrag allein
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in Deutschland bei geschätzt mehr als 16 Millionen Euro. Die 

Spendenbereitschaft der mit der PKK sympathisierenden kurdi-

schen Bevölkerung in Deutschland ist seit Jahren aufgrund der 

Entwicklungen in der Türkei, in Syrien und im Nordirak groß. Auch 

die Sorge um den Gesundheitszustand des in der Türkei lebenslang 

inhaftierten Abdullah Öcalan erhöht die Solidarität und die Bereit-

schaft, die Organisationsfähigkeit und den Aktionismus der PKK zu 

finanzieren.

Überdies werden Einkünfte durch Mitgliedsbeiträge, den Verkauf 

von Zeitschriften und den Erlös aus dem Verkauf von Eintrittskar-

ten zu Großveranstaltungen erzielt.

Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit

In der Türkei verfolgt die PKK ihre Ziele seit 1984 bis heute mit 

Waffengewalt. Dies zeigen die seit Jahren andauernden Aus-

einandersetzungen zwischen türkischen Sicherheitskräften und der 

PKK-Guerilla sowie terroristische Anschläge in der Türkei. 

Propaganda, Rekrutierungen und Finanzierung über Spendenein-

treibung sind hierfür entscheidende Vorbereitungshandlungen, die 

in ganz Europa und damit auch in Deutschland kontinuierlich bis 

heute vorangetrieben werden. Auch Deutschland war Anfang der 

1990er-Jahre Schauplatz erheblicher Gewalttaten der PKK. Über-

fälle und Brandanschläge auf türkische diplomatische Vertretungen, 

türkische Banken und Reisebüros sowie Geschäfte, Gaststätten und 

Vereinslokale erfolgten häufig und zum Teil sogar bundesweit im 

Rahmen konzertierter Aktionen.

Als Reaktion auf die Gewalttaten in den 1990er-Jahren erfolgte 

1993 das Betätigungsverbot in Deutschland. 

Mittlerweile setzt die Organisation im Rahmen einer Doppelstrategie 

zwar weiterhin in der Türkei auf Waffengewalt – propagiert als „Ver-

teidigungshandlungen”. Deutschland jedoch dient überwiegend als 

Rückzugsraum. Hier werden Geldmittel gesammelt, für die Partei-

arbeit und die Guerilla rekrutiert sowie Propaganda betrieben. 

Trotz allem zeigt sich die Organisation nach wie vor grundsätzlich 

bereit, militante Aktionen ihrer Anhänger in Deutschland zumindest 

zu billigen. Zu nennen sind hier z.  B. Auseinandersetzungen mit 

nationalistischen türkischen Gruppen oder Propagandaaktionen, 

Logo der PKK in Europa; in 
Deutschland verboten
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die aufgrund großer Emotionalisierung in Widerstandshandlungen 

gegen die Polizei ausufern. 

Damit gefährdet die Organisation die Innere Sicherheit und auch 

auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland und erfüllt 

damit die Voraussetzungen für ihre Beobachtung (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 

und 3 NVerfSchG).

Ursprung und Entwicklung

Die PKK wurde am 27.11.1978 von einer Gruppe um Abdullah Öcalan 

gegründet. Trotz seiner Verhaftung am 15.02.1999 in Nairobi (Kenia) 

und seiner anschließenden Verurteilung zum Tode wegen Hochver-

rats in der Türkei, später umgewandelt in eine lebenslange Haft-

strafe, gilt Öcalan bis heute als die unumstößliche Führungsfigur 

der PKK. Angetreten als eine marxistisch-leninistisch-nationalistisch 

orientierte Organisation mit dem Ziel, einen unabhängigen, 

sozialistisch ausgerichteten Kurdenstaat zu errichten, führt die PKK 

bis heute auch mithilfe schwerster Gewalttaten bis hin zur Tötung 

von Menschen einen Guerillakampf gegen türkische Gendarmerie- 

und Militäreinheiten, aber auch gegen Teile der kurdischen 

Bevölkerung in der Türkei. Um den Führungsanspruch der PKK 

innerhalb der kurdischen Gemeinschaft durchzusetzen, gab es in der 

Vergangenheit auch parteiinterne „Säuberungen“ – Konkurrenten 

wurden verfolgt oder ermordet.

Bereits in ihrem Programm aus dem Jahr 1986 heißt es zur Rolle der 

Gewalt:

„Ein drittes Charakteristikum dieser Revolution ist, dass sie auf dem Weg über die Mobilisie-

rung der breiten Kräfte des Volkes über einen langandauernden Kampf siegen wird … Die 

Methoden des Kampfes basieren notwendig in weitem Umfang auf Gewalt.“

Seit Verkündung des „Friedenskurses“ im Jahr 1999 vollzog die 

PKK zahlreiche Umstrukturierungen, die auch mit Umbenennungen 

einhergingen. Auf unterschiedliche Weise wollte sie damit ihre 

politische Neuausrichtung nach außen dokumentieren. Zugleich ver-

suchte sie sich damit dem internationalen Verfolgungsdruck zu ent-

ziehen und sich vom Makel einer Terrororganisation zu befreien. Von 

2003 bis 2005 trat die PKK als „Volkskongress Kurdistans“ (KONGRA 

GEL) auf, seit dem Jahr 2007 unter der Bezeichnung „Vereinigte 
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Gemeinschaften Kurdistans“ (KCK). Die neuen Namen finden zwar 

Verwendung, sind in der Anhängerschaft aber eher wenig populär. 

Organisatorische Strukturen

„Kongress der kurdisch-demokratischen Gesellschaft Kurdistans in 

Europa“ (KCDK-E)

Der in Belgien ansässige KCDK-E bildet die PKK-Europaführung, in 

die auch die „Koordination der kurdisch-demokratischen Gesell-

schaft in Europa“ (CDK) als „politischer“ Arm der PKK integriert ist. 

Die CDK unterliegt in Deutschland ebenfalls dem vereinsrechtlichen 

Betätigungsverbot.

Die Organisation unterhält ein verzweigtes Netz verdeckt handelnder 

Funktionäre, die Anordnungen und Vorgaben der Organisations-

spitze an die nachgeordneten Hierarchieebenen zur Umsetzung 

weitergeben. An der Spitze dieser hierarchischen Strukturen stehen 

Funktionäre, die i.  d.  R. von der PKK-Europaleitung für einen 

begrenzten Zeitraum eingesetzt werden. Die unteren Hierarchie-

ebenen sind in umgekehrter Weise regelmäßig berichtspflichtig und 

zur Selbstkritik aufgefordert.

„Konföderation der Gemeinschaften Kurdistans in Deutschland e. V.“ 

(KON-MED)

Die KON-MED nahm bereits unmittelbar nach ihrer Gründung im Mai 

2019 die Aufgaben als Dachverband für die der PKK nahestehenden 

sogenannten Ortsvereine in Deutschland wahr. KON-MED ist in die 

o. a. europäische Dachorganisation KCDK-E eingebettet.

KON-MED gehören mehrere regionale Föderationen an. Die Zuge-

hörigkeit zu den jeweiligen Föderationen entspricht dabei nicht 

zwingend den tatsächlichen Grenzen der Bundesländer. Nieder-

sachsen ist ganz überwiegend dem „Demokratischen Gesellschafts-

zentrum der Kurdinnen in Nord Deutschland e. V.“ (FED-DEM) mit 

Sitz in Hamburg zuzurechnen. Lediglich der Bereich Osnabrück 

findet sich in der Föderation der freiheitlichen Gesellschaft Meso-

potamiens in NRW e.  V. (FED-MED NRW) wieder.

Für die Umsetzung von Vorgaben der Führungsspitze und den 

Informationsfluss zur Basis bedient sich die PKK überwiegend der 
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örtlichen Vereine in Deutschland. Diese dienen der PKK-Anhänger-

schaft als Treffpunkte und Anlaufstellen. 

KON-MED initiiert regelmäßig über die Ortsvereine öffentlichkeits-

wirksame Aktionen, die sich jeweils auf aktuelle Geschehnisse oder 

bestimmte Jahrestage, etwa den Gründungstag der PKK, beziehen.

KON-MED ist nicht vom PKK-Betätigungsverbot betroffen. In Nieder-

sachsen existieren Vereine z.  B. in Aurich, Bad Fallingbostel, Celle, 

Hannover, Hildesheim, Osnabrück, Peine und Verden.

Jugendorganisationen

Die Jugend nimmt innerhalb der PKK eine besondere Stellung ein. 

Aktivistinnen und Aktivisten – die Altersspanne der sogenannten 

PKK-Jugend reicht bis etwa Mitte 30 – werden als „Avantgarde des 

Befreiungskampfes“ betrachtet. Den PKK-Jugendorganisationen 

kommt daher seit Jahren in Bezug auf Propaganda, Aktionismus und 

Rekrutierung eine wichtige Rolle zu. 

Die PKK-Jugendorganisation „Ciwanên Azad“ („Freie Jugend“, CA) 

wurde auf einer europaweiten Jugendversammlung im April 2013 in 

Troisdorf (Nordrhein-Westfalen) als europäischer Dachverband der 

PKK-Jugend gegründet. Der Dachverband sollte als legaler Verband 

fungieren und stand dabei neben der viel älteren Jugendorganisation 

„Komalên Ciwan“ („Gemeinschaft der Jugendlichen“, KC). Beide 

Organisationen umfassen denselben Personenkreis. Der CA sollten 

ausschließlich positive Schlagzeilen zugeschrieben werden, KC 

tritt in Aktion, wenn Negatives öffentlich wird. Am 21.10.2018 

wurde ein neuer europaweiter Dachverband jugendlicher PKK-

Anhänger namens „Tevgera Ciwanên Şoreşger“ („Bewegung der 

revolutionären Jugend“, TCŞ) gegründet. Die TCŞ scheint den bis-

herigen europäischen Dachverband der PKK-Jugend CA abzulösen, 

ohne dass CA bisher tatsächlich aufgelöst wurde.

Am 08.07.2020 berichtete die PKK-nahe Nachrichtenagentur 

„Ajansa Nûçeyan a Firatê“ (ANF) erstmalig über die Gründung der 

„Jinen Ciwan en Tekoser“ („Bewegung der jungen kämpferischen 

Frauen“, TEKO-JIN) als eigene Organisation für weibliche Jugend-

liche. TEKO-JIN selbst bezieht sich in ihrer Gründungserklärung 

ideologisch auf die Ideen des PKK-Führers Abdullah Öcalan.

Aktionen und Kampagnen von jugendlichen PKK-Anhängerinnen 

und -Anhängern wurden in den letzten Jahren von TCŞ und 



298

Extremismus 
mit Auslandsbezug

TEKO-JIN initiiert. Diese Aktionen werden in den eigenen Medien sehr 

öffentlichkeitswirksam dargestellt und ziehen auch die internationale 

bzw. überregionale PKK-Anhängerschaft an. Insofern haben zwar die 

Aktivitäten auch in Niedersachsen zugenommen, sie wirken sich aber 

nicht auf das seit einigen Jahren konstante Personenpotenzial aus.

Sonstige Massenorganisationen

Weitere PKK-nahe Massenorganisationen verfolgen das Ziel, 

den Einfluss der PKK in möglichst allen Segmenten der kurdisch-

stämmigen Gemeinschaft zu verankern. In diesem Zusammenhang 

sind besonders der „Verband der Studierenden aus Kurdistan“ 

(YXK) sowie der „Verband der studierenden Frauen aus Kurdistan“ 

(JXK) hervorzuheben, die durch Veranstaltungen oder Aktionen – 

insbesondere in Universitäten – regelmäßig in Erscheinung treten. 

Auch auf anderen Gruppen, die als gesellschaftliche Multiplikatoren 

wirken bzw. in Zukunft wirken könnten, liegt ein besonderes Augen-

merk. Entsprechend fungieren die „Union der kurdischen Lehrer“ 

(YMK), die „Union der Journalisten Kurdistans“ (YRK) sowie die 

„Union der Juristen Kurdistans“ (YHK). In diesem Zusammenhang 

ist auch die Etablierung der „Islamischen Gemeinde Kurdistans“ 

(CIK) als Versuch der Einflussnahme auf kurdischstämmige Muslime 

zu werten. Diese Organisationen sind auch in Niedersachsen aktiv. 

Ereignisse und Entwicklungen im Berichtszeitraum

Der PKK gelang es 2024 sowohl spontan als auch in Bezug auf die 

wiederkehrenden Gedenktage (z.  B. Jahrestag der Festsetzung 

Öcalans, Newroz-Fest, Kurdistanfestival, Jahrestage der PKK-

Gründung und des PKK-Betätigungsverbots) ihre Anhängerschaft 

mit hoher Intensität auch in Niedersachsen zu mobilisieren. In diesem 

Zusammenhang wurden bundesweit PKK-Kader festgenommen, 

Örtlichkeiten polizeilich durchsucht und PKK-Kader verurteilt. 

PKK-Anhänger attackieren das Türkische Generalkonsulat in 

Hannover

Als herausragendes Ereignis gilt der Angriff von mutmaßlichen PKK-

Anhängern auf das Türkische Generalkonsulat (TGK) in Hannover 

am 26.03.2024. Auslöser war eine Neujahrsfeier (Newroz) am 

24.03.2024 in Brüssel, bei der es zu massiven Eskalationen zwischen 
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der PKK-Anhängerschaft und Personen kam, die der türkisch 

nationalistischen Ülkücü-Bewegung162 zuzurechnen sind. 

So riefen in Deutschland Anhänger der PKK zur Solidarität mit den 

„kurdischen Opfern“ auf. Protestveranstaltungen verliefen größten-

teils störungsfrei, vereinzelt kam es dabei aber auch zu Auflagen-

verstößen und zu Ausschreitungen. Eine zuvor in den sozialen 

Medien beworbene versammlungsrechtliche Aktion in Hannover am 

26.03.2024 unter dem Motto „Gegen die Angriffe von National-

türken in Belgien“ zeigte von Anfang an einen hoch emotionalen 

und aggressiven Zulauf. Immer wieder skandierten die bis dahin 

etwa 250 Teilnehmenden PKK-typische Ausrufe oder zeigten ver-

botene PKK-Symbole. Auch nachdem die Versammlung aufgrund der 

aufgeheizten Stimmung für beendet erklärt wurde, fand keinerlei 

Abwanderung statt. Die Versammlung wuchs vielmehr auf etwa 450 

zum Teil vermummte Personen an. Im weiteren Verlauf wurden auch 

strafrechtlich relevante Parolen skandiert, mehrere pyrotechnische 

Gegenstände (sogenannte Polenböller) gezündet und auf die Polizei-

kräfte geworfen. Außerdem wurden aus der Versammlung heraus ins-

gesamt zwei Messer sowie ein „schlagstockähnlicher Gegenstand“ 

an die Polizei übergeben. Da die Stimmung zunehmend aggressiver 

wurde und mehrere Demonstrierende versuchten, die Polizeikette 

zu durchbrechen, löste die Polizei die Versammlung auf. Darauf-

hin bewegten sich die vormaligen Versammlungsteilnehmenden in 

diversen Kleingruppen durch die hannoversche Innenstadt. Gegen 

21:00 Uhr beschädigte eine Gruppe von etwa 20 teilweise ver-

mummten Personen dann das TGK durch Steine und Eisenstangen. 

Der Vorfall zeigt zum einen, dass tagespolitische Ereignisse – nicht 

nur in der Türkei und in den kurdischen Siedlungsgebieten, sondern 

auch in Europa – einen erheblichen Einfluss auf das Veranstaltungs-

geschehen in Niedersachsen haben können. Zum zweiten macht 

der Angriff auf das TGK deutlich, dass PKK-Anhänger dazu bereit 

und fähig sind, Gewalt in erheblichem Maße anzuwenden. Die 

PKK-Führung billigte dieses Vorgehen, indem sie nicht explizit ein-

schritt oder dem tagelangen Aufwiegeln der Aggressionen aktiv 

entgegenwirkte. 

162  Zur Ülkücü-Bewegung siehe Kapitel 6.5.
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Exekutivmaßnahmen gegen PKK-Anhänger 

Am 10.01.2024 wurden in Hannover und Umgebung fünf kurdische 

Objekte durchsucht. Den von den Durchsuchungen betroffenen 

Personen wurde die „Unterstützung einer terroristischen Ver-

einigung im Ausland“ vorgeworfen. Als Reaktion auf den „Polizei-

übergriff“ protestierten rund 80 Personen am 12.01.2024 vor dem 

Hauptbahnhof in Hannover. Gleichzeitig forderten sie die Auf-

hebung des bestehenden PKK-Betätigungsverbotes in Deutschland.

Am 21.11.2024 fanden Durchsuchungen und Festnahmen wegen 

mutmaßlicher Betätigung für die PKK im Bundesgebiet (Berlin, 

Bremen, Haldensleben und Magdeburg)163 statt, bei der insgesamt 

vier Personen festgenommen wurden. 

Die Festnahme in Berlin erfolgte aufgrund eines Haftbefehls des 

Ermittlungsrichters am BGH. Die Bundesanwaltschaft verdächtigt 

den Kurden, als „hauptamtlicher Kader“ verschiedene Sektoren und 

Gebiete ab 2014, u. a. seit Juni 2024 die Region Berlin und den 

Sektor Nord mit den Regionen Niedersachsen, Berlin und Hamburg, 

geleitet zu haben. 

Aufgrund eines Haftbefehls des OLG Koblenz wurde ein Kurde 

in Bremen festgenommen, dem die Generalstaatsanwaltschaft 

Koblenz vorwirft, sich als Mitglied der PKK betätigt zu haben. Zum 

Zweck seiner Festnahme wurde auch das Gesellschaftszentrum der 

Kurdinnen und Kurden in Bremen durchsucht. Dort hatte erst im 

Januar 2024 eine Durchsuchung stattgefunden.

Verurteilungen von PKK-Funktionären mit Niedersachsen-Bezug

2024 wurden einige Staatsschutzverfahren gegen Kader der PKK 

in ganz Deutschland geführt, die meistens mit einer Verurteilung 

wegen mitgliedschaftlicher Betätigung in einer terroristischen Ver-

einigung im Ausland nach §§ 129a/b StGB endeten. 

	� So stand im Frühjahr der in Hannover lebende ehemalige Vor-

sitzende der KON-MED in München vor dem OLG. Die General-

staatsanwaltschaft München warf dem 59-Jährigen die Mitglied-

schaft in einer terroristischen Vereinigung im Ausland (PKK) vor. 

Der Angeklagte sei fest in der kurdischen Szene verwurzelt und 

unterhalte deutschland-, europa- und weltweit enge Kontakte 

163	Die Festnahmen in Haldensleben sowie in Magdeburg wiesen keine Bezüge zu Nieder-
sachsen auf. Sie wurden lediglich vollständigkeitshalber erwähnt. 
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zu PKK-Aktivisten und – auch führenden – PKK-Kadern. Am 

15.03.2024 verurteilte ihn das OLG München zu einer Frei-

heitsstrafe von zwei Jahren und fünf Monaten. Das Urteil ist 

rechtskräftig.

	� Im März hat der Staatsschutzsenat beim OLG Koblenz das Urteil 

gegen einen PKK-Funktionär verkündet. Das Gericht sah es als 

erwiesen an, dass der 53-Jährige als „hauptamtlicher Kader“ 

die „PKK-Gebiete Saarbrücken und Hannover“ verantwortlich 

geleitet habe, und verurteilte ihn zu einer Freiheitsstrafe von drei 

Jahren. Das Urteil ist rechtskräftig.

	� Das OLG Frankfurt am Main verurteilte am 22.03.2024 einen 

56-jährigen Kurden zu einer Freiheitsstrafe von vier Jahren. Das 

Gericht sah es als erwiesen an, dass der Angeklagte seit Mitte 

2019 bis zu seiner Festnahme Ende Mai 2022 als „hauptamt-

licher Kader“ für die PKK als „Gebietsverantwortlicher“ für das 

„PKK-Gebiet“ Gießen und später auch Kassel164 tätig war. Straf-

erschwerend kam hinzu, dass der Angeklagte bereits 2016 vom 

OLG Stuttgart wegen Mitgliedschaft in der PKK zu einer Frei-

heitsstrafe von drei Jahren und sechs Monaten verurteilt worden 

war. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig.

	� Der Staatsschutzsenat beim OLG Celle hat am 12.04.2024 das 

Urteil gegen einen Funktionär der PKK verkündet. Das Gericht 

sah es als erwiesen an, dass der 44-Jährige als „hauptamtlicher 

Kader“ von 2019 bis Mitte 2021 das „PKK-Gebiet Bremen“165 

verantwortlich geleitet habe, und verurteilte ihn zu einer Frei-

heitsstrafe von zwei Jahren und zehn Monaten. Ursprünglich 

umfasste die Anklage neben der Gebietsleitertätigkeit in Bremen 

auch die Leitung des Gebietes Hannover von 2018 bis 2019. Von 

der Verfolgung dieses Vorwurfes wurde im Laufe des Verfahrens 

abgesehen. Das Urteil ist rechtskräftig

	� Das Hanseatische OLG Hamburg hat am 02.09.2024 einen PKK- 

Funktionär zu einer Freiheitsstrafe von vier Jahren und drei 

Monaten verurteilt. Der 50-Jährige habe als „hauptamtlicher 

Kader“ zwischen Herbst 2018 und Sommer 2020 als 

164	Zum PKK-Gebiet Kassel gehört u. a. auch die südniedersächsische Region mit Göttingen 
und Northeim.

165	Zum PKK-Gebiet Bremen gehört z. B. auch das niedersächsische Umland mit z. B. Cuxha-
ven, Delmenhorst u. a. 
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sogenannter Gebiets- und Regionsverantwortlicher zunächst 

das „PKK-Gebiet Hamburg“166 und die „PKK-Region Hamburg“ 

(bestehend aus den PKK-Gebieten Hamburg, Bremen167 und Kiel) 

und anschließend das „PKK-Gebiet Köln“ sowie die „PKK-Region 

Nordrhein“ (bestehend aus den PKK-Gebieten Köln, Bonn, 

Düsseldorf, Duisburg und Essen) verantwortlich geleitet. Das 

Urteil ist noch nicht rechtskräftig.

	� Der Staatsschutzsenat beim OLG Koblenz verurteilte am 

11.12.2024 einen 37-jährigen Kurden zu einer Freiheitsstrafe von 

zwei Jahren auf Bewährung. Das Gericht sah es als erwiesen an, 

dass der Kurde als „Mitglied der PKK“ von Ende 2019 bis Anfang 

2022 nacheinander die „PKK-Gebiete Darmstadt, Saarbrücken 

und Hannover“ geleitet habe. 

PKK bekennt sich zu Anschlag in Ankara 

Am 23.10.2024 wurde die türkische Hauptstadt Ankara von einem 

Anschlag mit fünf Toten und 22 Verletzten erschüttert, zu dem sich 

die PKK bekannte. Ein Attentäter und eine Attentäterin schossen 

auf dem Gelände des staatlichen türkischen Luft- und Raumfahrt-

konzerns Turkish Aerospace Industries (TAI oder TUSAS) mit Waffen 

um sich. Die PKK-nahe Nachrichtenagentur ANF bezeichnete den 

Anschlag als „Warnung gegen die genozidale Praxis und Massaker 

in Kurdistan sowie die Isolationspolitik der türkischen Staatsmacht“. 

Der Angriff ereignete sich kurz nach der Äußerung des Vorsitzenden 

der „Partei der Nationalistischen Bewegung“ (MHP), die Regierungs-

partner der „Partei für Gerechtigkeit und Aufschwung“ (AKP) von 

Staatspräsident Erdoğan ist. Die Koalition hatte eine mögliche Frei-

lassung des PKK-Führers Abdullah Öcalan thematisiert. Der MHP-

Parteivorsitzende hatte dies jedoch an eine Entwaffnung der PKK 

geknüpft. Diese könnte ein Zeichen dafür sein, dass es möglicher-

weise zu einem neuen Friedensprozess zwischen Regierung und PKK 

kommen könnte. In der Mitteilung der HPG wurde ein Zusammen-

hang des Anschlags mit dem Vorschlag jedoch explizit bestritten.

Die türkische Regierung hatte wenige Stunden nach dem Anschlag 

mit Luftangriffen auf Ziele im Nordirak und in Syrien reagiert. 

166	Zum PKK-Gebiet Hamburg gehört auch das niedersächsische Umland mit z. B. Lüneburg.

167	Siehe Fußnote 162.
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Daraufhin riefen der KCDK-E, die „Kurdische Frauenbewegung in 

Europa“ (TJK-E) sowie insbesondere auch KON-MED zu Protest-

aktionen in Europa und Deutschland auf. Daraufhin fand am 

24.10.2024 in Niedersachsen in Hannover eine unangemeldete Ver-

sammlung statt, die mit 30 Teilnehmenden friedlich verlief. Auch 

die ebenfalls in Hannover kurzfristig angemeldete Versammlung am 

26.10.2024 verlief mit 170 Teilnehmenden überwiegend friedlich.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Die PKK zeigt sich noch immer als die mitgliederstärkste nicht-

islamistische extremistische Ausländerorganisation in Deutschland. 

Es wird deutlich, dass die PKK weiterhin in der Lage ist, schlagkräftig 

aufzutreten und – bei entsprechendem Anlass – auch Personen weit 

über die aktive Anhängerschaft hinaus zu mobilisieren.

Die Schwerpunkte der Tätigkeit der PKK in Europa sind auf die 

logistische, finanzielle und propagandistische Unterstützung des 

Kampfes in der Heimat (Türkei, Syrien und Irak) ausgerichtet. Die 

Beschaffung finanzieller Mittel für die Ausrüstung und Bewaffnung 

des militärischen Arms, für die Unterhaltung des Parteiapparates und 

seiner medialen Plattformen sowie die Parteiaktivitäten bleibt daher 

in Europa und insbesondere in Deutschland auf allen Organisations-

ebenen vordringlichste Aufgabe.

Die Lage der Kurden in der Türkei, den kurdischen Gebieten im Irak 

und in Syrien sowie die Situation des inhaftierten Abdullah Öcalan168 

haben seit langem Einfluss auf die Sicherheitslage in Deutschland. 

Trotz der inzwischen 25  Jahre andauernden Inhaftierung bleibt 

Öcalan Führungsfigur und Leitmotiv der PKK. Die emotionalen 

Protestaktionen der letzten Jahre zeigen, wie unmittelbar der 

Konflikt in den Heimatregionen von den Kurden auch in Deutsch-

land wahrgenommen und bewertet wird. Das künftige Verhalten 

der PKK-Anhängerinnen und -Anhänger hängt daher ganz wesent-

lich von der weiteren Entwicklung dort ab. Das Jahr 2024 hat 

gezeigt, dass das politische und militärische Agieren der Türkei 

168	Der Aufruf Öcalans vom 27.02.2025 und die Verkündung eines Waffenstillstands seitens 
der PKK bieten die Möglichkeit, einen Prozess in Gang zu setzen, der den bewaffneten 
Kampf beenden könnte. Dies dürfte jedoch einen langwierigen politischen Prozess vor-
aussetzen, bei dem die türkische Regierung der PKK Zugeständnisse machen müsste. Die 
weitere Entwicklung in der Türkei kann aktuell jedoch nicht prognostiziert werden.
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gegenüber der PKK nicht an Schärfe verloren hat. Staatspräsident 

Erdoğan stellt sich mit Vehemenz der PKK entgegen und sichert 

sich damit weiterhin Akzeptanz und Ansehen bei einem Großteil 

der türkischen Bevölkerung, dies auch in Zeiten innenpolitischer, vor 

allem wirtschaftlicher Probleme.

In Abhängigkeit von der Situation im Heimatland bleibt das 

Risiko gewalttätiger Auseinandersetzungen mit nationalistischen/

rechtsextremistischen Türken als auch das Risiko gewalttätiger 

Angriffe von PKK-Anhängerinnen und -Anhängern auf türkische 

Einrichtungen weiterhin hoch, wie der Anschlag auf das Türkische 

Generalkonsulat in Hannover im Frühjahr 2024 gezeigt hat. Ins-

besondere beim Aufeinandertreffen von Personen aus dem 

(nationalistischen) türkischen und dem kurdischstämmigen Lager 

kann es aufgrund der hohen Emotionalisierung zu gewaltsamen 

Auseinandersetzungen kommen. Auch Besetzungsaktionen, 

Brandanschläge und Sachbeschädigungen an Gebäuden türkischer 

Einrichtungen sind möglich. Grundsätzlich ist aber in Deutsch-

land weiterhin von einem friedlichen Protestverlauf auszugehen, 

denn die PKK propagiert die Beibehaltung einer friedlichen Linie 

in Europa.

6.5 � Ülkücü-Bewegung

Sitz/Verbreitung Türkei

Gründung/ 

Bestehen seit

Mitte des 20. Jahrhunderts 

Mitglieder/Anhänger Niedersachsen: 700 

Kurzportrait/Ziele Die rechtsextreme türkische Ülkücü (Idealisten)-Bewegung, um-

gangssprachlich auch „Graue Wölfe“ (Bozkurtlar) genannt, wurde 

1968 von Alparslan Türkes (1917-1997) gegründet und versteht sich 

als außerparlamentarischer Arm der extrem nationalistischen türki-

schen „Partei der Nationalistischen Bewegung“ (MHP). Sie fußt auf 

einer nationalistischen und rassistischen Ideologie, deren Wurzeln 
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im Panturkismus bzw. Turanismus169 liegen. Die Überhöhung des 

türkischen Volkes geht mit einer gleichzeitig ausgeprägten Ab-

wertung anderer Ethnien, Staaten und Religionen, vor allem von 

Angehörigen des jüdischen Glaubens, des Staates Israel und der 

Armenier, einher. Kurden und Griechen bilden ein weiteres stark 

ausgeprägtes Feindbild. Kommunismus und Kapitalismus werden 

zugunsten eines dritten Weges abgelehnt. Ziel der extrem nationa-

listisch, antisemitisch, rassistisch und rechtsextremistisch ausge-

richteten Bewegung ist der Schutz des Türkentums sowie eine alle 

Turkvölker in einem homogenen „Großtürkischen Reich“ namens 

„Turan“ vom Balkan bis nach Westchina vereinende Nation.

Grund der Beobachtung/Verfassungsfeindlichkeit

Bei der Ülkücü-Bewegung handelt es sich aufgrund ihres stark 

überhöhten Nationalismus in Verbindung mit der Abwertung 

anderer Ethnien um eine Bestrebung, die gegen den grundgesetz-

lich garantierten Gleichheitsgrundsatz verstößt und sich gegen 

den Gedanken der Völkerverständigung und gegen das friedliche 

Zusammenleben der Völker richtet. Sie erfüllt damit die Voraus-

setzungen für eine Beobachtung durch den Verfassungsschutz (§ 3 

Abs. 1 Nrn. 1 und 4 NVerfSchG).

Ihre Ideologie zeigt sich nach außen durch Symbole wie die „Drei-

Halbmondfahnen“, den „Grauen Wolf“ (Bozkurt) und den „Wolfs-

gruß“. Der „Graue Wolf” findet seinen Ursprung in der türkischen 

Gründungsmythologie, beispielsweise im Ergenekon-Mythos170 

oder in der Asena-Legende171 und gilt als vorherrschendes 

Abstammungs- und Machtsymbol. Vom „Grauen Wolf” abgeleitet 

ist der sogenannte „Wolfsgruß”, eine der bekanntesten Gesten der 

Ülkücü-Bewegung und auch der türkischen MHP, hier symbolisiert 

der „Wolfsgruß” Zugehörigkeit.

169	Die Ideologie entstand im 19. Jahrhundert und verfolgt das Ziel, alle turksprachigen Völker 
in einem einzigen Staat zusammenzuschließen.

170	 Ein Wolf rettete die bedrängten Vorfahren des türkischen Volkes, das Zuflucht im Tal Erge-
nekon gesucht hatte vor dem Feind, führte das Volk aus dem Tal und verhalf ihm zu neuer 
Macht.

171	 Laut der Asena-Legende wurde der Stammvater der Gök-Türken (das urtürkische Volk) von 
der Wölfin Asena gerettet. 
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Politische Ereignisse im Heimatland Türkei führen regelmäßig zu 

hoch emotionalen Reaktionen, auch in der Bundesrepublik Deutsch-

land, wie die Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 2023 in der 

Türkei gezeigt haben. Gewaltaktionen, z. B. gegen PKK-Anhänger, 

aber auch gewalttätiger Widerstand gegen die Polizei im Rahmen 

von Demonstrationen erfolgen immer wieder situativ und spontan, 

sind aber bisher insgesamt eher überschaubar. Bei den „Grauen 

Wölfen“ handelt es sich in all ihren Ausprägungen um eine ver-

fassungsfeindliche Bestrebung. 

Ideologie

Das ideologische Fundament der Ülkücü-Lehre bildet die 9-Strahlen-

Doktrin, verfasst von Alparslan Türkes im Jahr 1965. Die Strahlen 

symbolisieren die Theorien des Nationalismus, des Idealismus, des 

Moralismus, die traditionelle Wissenschaftlichkeit, die Soziabilität, 

die Förderung der Landwirtschaft, die Freiheit und den Individualis-

mus, die Volksnähe, die Förderung der nationalen Industrie sowie der 

Technik. Aufbauend auf diese Doktrin entwickelte sich in der Ülkücü-

Bewegung eine Grundhaltung und Idealvorstellung, die sich auf 

fast alle Lebensbereiche erstreckt. Sie stellt eine Lebensphilosophie 

dar, nach der ihre Anhängerinnen und Anhänger zu leben haben. 

Die totale Identifikation mit der Nation, dem türkischen Staat sowie 

der Religion wird als selbstverständlich vorausgesetzt. Ein weiteres 

Kriterium ist die Absicht, ein „Großtürkisches Reich“ zu errichten, den 

sogenannten „Turan“. Danach soll ein Volk (das Türkentum) herrschen, 

mit einer Sprache (Türkisch), unter derselben Flagge (die drei Halb-

monde) und auf demselben Territorium (dem „Großtürkischen 

Reich“). Dabei sind die Überhöhung des Türkentums, des türkischen 

Charakters und des Kampfes gegen Separatisten wichtige Elemente. 

Eine rassistische Sichtweise bestärkt das nationale Bewusstsein und 

ist ein wesentlicher Bestandteil der Ideologie.

Die „Grauen Wölfe“ leben nach einem totalitären Normverständnis, 

nach dem allen Menschen anderer Ethnien, insbesondere Kurden, 

Juden, Armeniern und Griechen oder anderen Minderheiten in 

der Türkei weder Akzeptanz noch Respekt gewährt werden. Ein 

„Freund-Feind-Denken” ist stark ausgeprägt. Hass und Gewalt 

gegenüber fremden Gruppierungen werden als legitim betrachtet. In 

der Praxis folgt daraus eine ständige Gewaltbereitschaft gegenüber 
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den „Feinden“, die insbesondere bei der jungen Anhängerschaft 

und im Internet zutage tritt.

Auch eine antidemokratische Grundhaltung mit gezielter Propaganda 

gegen „Linke“, Sozialisten, Kommunisten sowie demokratische 

Institutionen gehört zur typischen Denkweise. Diese Ideologie ver-

stößt nicht nur gegen den Gleichheitsgrundsatz, sondern wirkt 

einer Integration türkischstämmiger Migrantinnen und Migranten in 

die deutsche Gesellschaft entgegen. 

Struktur

Die Ülkücü-Bewegung ist in Deutschland in drei Dachverbänden 

organisiert. In Niedersachsen sind Ortsvereine zweier dieser Dach-

verbände bekannt. Der größte Dachverband ist die 1978 gegründete 

„Föderation der Türkisch-Demokratischen Idealistenvereine in 

Deutschland e. V.“ (ADÜTDF). 

Sie versteht sich als Auslandsvertretung der MHP. Die MHP wurde 

1969 ebenfalls durch Alparslan Türkes gegründet und ist auf 

Nationalismus und Turanismus ausgerichtet. Türkes wird von den 

Anhängern der ADÜTDF bis heute hoch verehrt. Die ADÜTDF pflegt 

eine Anti-EU-Rhetorik und agitiert vehement gegen die PKK. Seit 

2018 besteht ein Wahlbündnis der MHP mit der vom türkischen 

Staatspräsidenten Recep Tayyip Erdoğan angeführten „Partei für 

Gerechtigkeit und Aufschwung“ (AKP), wodurch beide Parteien 

zusammen die Mehrheit im türkischen Parlament stellen.

Die ADÜTDF mit Sitz in Frankfurt am Main teilt sich in ihrer 

Organisationsstruktur in mehrere Bölge (Gebiete) auf. Nieder-

sachsen gehört zum Bölge Nord. Aktive Vereine existieren in Braun-

schweig, Hannover, Osnabrück und Salzgitter. Im bundesweiten 

Vergleich bildet Niedersachsen keinen Schwerpunkt der Aktivi-

täten. Auf europäischer Ebene existiert der Dachverband „Türkische 

Konföderation in Europa“ (ATK). Er besteht aus der ADÜTDF und 

neun weiteren nationalen Vereinigungen.

Ein weiterer Dachverband der Ülkücü-Bewegung ist die „Union 

der Türkisch-Islamischen Kulturvereine in Europa e. V.“ (ATIB) mit 

Sitz in Köln. Sie hat sich 1987 von der ADÜTDF abgespalten, ohne 

sich ideologisch neu auszurichten. Die ATIB steht für einen stärker 

Logo des ADÜTDF

Logo des ATIB
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islamisch-religiös orientierten Teil der „Ülkücü-Bewegung“. In 

Niedersachsen sind ATIB-Vereine mit angegliederten Moscheen in 

Hannover, Osnabrück und Salzgitter ansässig.

Neben den Dachverbänden gibt es zudem eine quantitativ und 

qualitativ bemerkenswerte, aber schwer fassbare unorganisierte 

Szene der „Grauen Wölfe”. Dabei handelt es sich um Aktivistinnen 

und Aktivisten, die einzeln oder in kleinen Strukturen rechts-

extremistische Bestrebungen entfalten. Insbesondere im Internet 

und in den sozialen Netzwerken sind rechtsextreme Symbolik, 

Mobilisierung und Hetze festzustellen. Die sozialen Medien sind 

hier – allen voran für in Deutschland geborene und aufgewachsene 

türkischsprachige Jugendliche – eine wichtige Plattform. In 

dieser Szene steht nicht die Anbindung an eine Partei im Vorder-

grund, sondern lediglich eine loyale Grundeinstellung gegenüber 

nationalistischen rassistischen Denkmustern und der Parteiarbeit 

in der Türkei. Aktuelle Ereignisse in der Türkei werden über die 

sozialen Medien wie Facebook, Instagram oder TikTok thematisiert. 

Dabei wird insbesondere mit kurdischstämmigen Türken über 

reale, aber auch Fake-Accounts kommuniziert, gestritten und sich 

beleidigt. 

Schon Ende 2020, unmittelbar nach dem Verbot der „Grauen 

Wölfe” in Frankreich, sprach sich der Deutsche Bundestag in einem 

parteiübergreifenden Antrag der Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP 

und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für die Prüfung eines Organisations-

verbots der Vereine der Ülkücü-Bewegung in Deutschland aus. Die 

Entscheidung der Bundesregierung steht weiterhin aus.

Aktivitäten in Niedersachsen 

Die regionalen Vereine der Ülkücü-Bewegung organisieren regel-

mäßig Treffen zu bestimmten Anlässen. Auf diese Weise wird 

der patriotische Zusammenhalt der Gemeinschaft – ein türkisch 

nationalistisches Zusammengehörigkeitsgefühl – gefördert. 

Auch werden zu bestimmten wichtigen Festtagen, wie z. B. dem 

religiösen Fastenbrechen oder dem Zuckerfest, Persönlichkeiten 

des öffentlichen Lebens eingeladen, um ein enges soziokulturelles 

Zusammenleben zu suggerieren. Fotos dieser Veranstaltungen 
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werden dann öffentlichkeitswirksam in den Sozialen Netzwerken 

verbreitet.

Das Aktionsspektrum in den Vereinsräumlichkeiten ist vielfältig. Um 

das ideologische Gedankengut zu festigen und das Gemeinschafts-

gefühl zu stärken, gehören sowohl kulturelle und familiäre Feste als 

auch nationale oder religiöse Feierlichkeiten zur Tagesordnung. So 

werden z. B. seit Jahren Gedenkveranstaltungen für den Urvater der 

„Grauen Wölfe”, Alparslan Türkes ausgerichtet, insbesondere sein 

Todestag am 4. April wird in den Vereinen gewürdigt. 

Seit Jahren wird deutlich, dass der beschriebene Aktionismus zwar 

vordergründig kulturell und religiös geprägt ist; es schwingt i. d. R. 

aber eine Überhöhung des türkischen Nationalismus mit, z. B. durch 

die Ausgestaltung der Räumlichkeiten mit Flaggen und Symbolen 

sowie durch die ausgewählte Musik.

Veranstaltungen dieser Art zeigen, dass die Vereine zwar bemüht 

sind, sich nach außen als sozial und engagiert darzustellen. Sie ver-

suchen aber auch, unter Außerachtlassung demokratischer Grund-

prinzipien, das Wohl und den Schutz der kulturellen und religiösen 

Werte beizubehalten, nationalistische Werte hervorzuheben und 

die Anhänger, insbesondere die Jugendlichen, an sich zu binden 

und im Sinne der Ülkücü-Ideologie zu sozialisieren. Damit arbeiten 

die Vereine aktiv einer erfolgreichen Integration türkischstämmiger 

Personen entgegen.

Eine besondere Bedeutung kommt der Geste des „Wolfsgrußes“ 

zu, dem Erkennungszeichen der „Grauen 

Wölfe“. Der „Wolfsgruß“ wird von Ülkücü-

Anhängern ganz bewusst eingesetzt, um die 

als Gegner und minderwertig empfundenen 

Personen und Volksgruppen zu provozieren. 

Als Beispiel hierfür kann das Achtelfinale der 

Fußball-Europameisterschaft 2024 gelten, 

bei dem ein türkischer Nationalspieler beim 

Torjubel gegen Österreich den „Wolfs-

gruß“ zeigte. Damit löste er nicht nur einen 

politischen Skandal aus (Untersuchungs-

verfahren der UEFA, Einbestellung des 

deutschen Botschafters durch die Türkei, 

Anreise Erdoğans zum weiteren Spiel der 

Türkische Fußballfans zeigen den Wolfsgruß auf dem Weg 
zum nächsten EM-Spiel im Berliner Olympiastadion. Der 
Wolfsgruß wird auch von türkischen Nationalisten in Nieder-
sachsen gezeigt.
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türkischen Mannschaft), sondern sorgte auch für eine emotiona-

lisierte Lage in den Fußballstadien und auf den Straßen. In Osna-

brück kam es zu einer spontanen Gruppenbildung, bei der türkische 

Fußballfans, den „Wolfsgruß“ offen zeigend, durch die Innenstadt 

zogen. 

Im Internet wird die ganze Bandbreite der Bewegung und ihrer 

Anhängerinnen und Anhänger offenbar – häufig in drastischen 

Bildern und Worten. Viele der meist jugendlichen Anhängerinnen 

und Anhänger bekräftigen in ihrer Selbstdarstellung über das 

Internet eine rassistische, kulturelle und mitunter auch religiöse 

Überlegenheit. 

Das Vorgehen der türkischen Armee in den kurdisch besiedelten 

Gebieten in Nordsyrien und im Nordirak wird von den „Grauen 

Wölfen“ generell unterstützt. Sie hoffen, dass dadurch die Auto-

nomiegebiete an der türkischen Südgrenze beseitigt werden und 

somit keine Bedrohung mehr für die Souveränität und Integrität 

des türkischen Staates besteht. Entsprechend gab es immer wieder 

Spannungen zwischen „Grauen Wölfen” und der PKK.

Seit einigen Jahren konzentrieren sich die konfrontativen 

Auseinandersetzungen zwischen nat ional is t ischen und 

linksextremistischen türkischstämmigen Personen bzw. PKK-

Sympathisierenden auf das Internet. Das zeigte sich auch auf den 

Accounts des Niedersächsischen Verfassungsschutzes bei Instagram 

und Twitter. Auf Info-Beiträge zur Ülkücü-Bewegung und zur PKK 

reagierte die jeweilige Gegenseite mit abschätzigen und teilweise 

herablassenden Kommentaren.

Bewertung, Tendenzen, Ausblick

Die politischen Entwicklungen in der Türkei sind für die „Grauen 

Wölfe“ in der Bundesrepublik Deutschland ein wichtiger Impuls-

geber. Eine ausgeprägte nationalistische Ausrichtung der Vereine 

in Deutschland, die seit der politischen Allianz zwischen AKP und 

MHP bei der Anhängerschaft zugenommen hat, verstärkt dabei eine 

Abkehr von Integration. Auch die schwierige Wirtschaftslage in der 

Türkei mit einer extrem hohen Inflation und einem damit einher-

gehenden Kaufkraftverlust für breite Teile der Bevölkerung führte 
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bislang nicht zu einer nennenswerten Abkehr von der türkischen 

Regierung und Präsident Erdoğan hierzulande. 

Bisher zeigen die Appelle der Vereine, Provokationen nicht in 

Gewalt ausarten zu lassen, überwiegend ihre Wirkung. Von den 

Dachverbänden sind auch im Rahmen des Nahost-Konfliktes keine 

unfriedlichen Aufrufe zu erwarten, man bleibt um die Außendar-

stellung einer legalen positiven Vereinsarbeit bemüht. Als Träger der 

extremistischen Ideologie fördern aber auch die Vereine die grund-

sätzliche Bereitschaft einzelner Anhängerinnen und Anhänger, 

Gewalt und Provokationen gegen die Personen und Volksgruppen 

auszuleben, die durch die Ideologie als Feinde wahrgenommen 

werden. 




